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AIVG §10
AIVG §38
B-VG Art133 Abs4
VWGVG §13

1. AIVG Art. 2 § 10 heute
AIVG Art. 2 § 10 gultig ab 01.01.2014 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 3/2013
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 104/2007
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2005 bis 31.12.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 77/2004
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.05.1996 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.08.1993 bis 30.06.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 502/1993
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.08.1989 bis 31.07.1993zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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. AIVG Art. 2 § 38 heute
AIVG Art. 2 § 38 gliltig ab 22.12.1977

N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. VWGVG § 13 heute
2. VWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 13 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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4. VwGVG § 13 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VwWGVG § 13 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
6. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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W228 2346812-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald WOGERBAUER als Vorsitzenden und die
fachkundigen Laienrichter Mag.a Natascha BAUMANN, MA sowie Philipp KUHLMANN als Beisitzer in der
Beschwerdesache von XXXX , SVNR: XXXX , gegen den Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX vom 22.04.2026 zu Recht
erkannt: Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald WOGERBAUER als Vorsitzenden und die
fachkundigen Laienrichter Mag.a Natascha BAUMANN, MA sowie Philipp KUHLMANN als Beisitzer in der
Beschwerdesache von romisch 40, SVNR: rémisch 40, gegen den Bescheid des Arbeitsmarktservice romisch 40 vom
22.04.2026 zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung wird gemaR8 13 VwGVG in Verbindung mit8 9
VwGVG mangels hinreichender Begrundung abgewiesenDie Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung wird gemafl3 Paragraph 13, VwWGVG in Verbindung mit Paragraph 9, VwGVG mangels hinreichender

Begrindung abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Mit nicht verfahrensgegenstandlichem Bescheid des Arbeitsmarktservice XXXX (in der Folge: AMS) vom 13.03.2026
wurde festgestellt, dass XXXX (in der Folge: Beschwerdefiihrer) gemald 8 10 iVm § 38 AIVG fur 56 Bezugstage ab
24.02.2026 keine Notstandshilfe erhalte. Nachsicht wurde nicht erteilt. Begrindend wurde ausgefihrt, dass der
Beschwerdefihrer die Annahme einer Beschaftigung als AulRendienstmitarbeiter bei der Firma XXXX verweigert habe.
Grunde fur eine Nachsicht der Rechtsfolgen wirden nicht vorliegen bzw. kénnten nicht berticksichtigt werden.Mit nicht
verfahrensgegenstandlichem Bescheid des Arbeitsmarktservice rémisch 40 (in der Folge: AMS) vom 13.03.2026 wurde
festgestellt, dass romisch 40 (in der Folge: Beschwerdeflihrer) gemal3 Paragraph 10, in Verbindung mit Paragraph 38,
AIVG fur 56 Bezugstage ab 24.02.2026 keine Notstandshilfe erhalte. Nachsicht wurde nicht erteilt. Begriindend wurde
ausgefuhrt, dass der Beschwerdefuhrer die Annahme einer Beschaftigung als AuBBendienstmitarbeiter bei der Firma
rémisch 40 verweigert habe. Grunde fir eine Nachsicht der Rechtsfolgen wirden nicht vorliegen bzw. kénnten nicht

bericksichtigt werden.
Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer fristgerecht Beschwerde.

Mit beschwerdegegenstandlichem Bescheid des AMS vom 22.04.2026 wurde die aufschiebende Wirkung einer
Beschwerde gegen den Bescheid des AMSXXXX vom 13.03.2026 gemaR§ 13 Abs. 2 VwWGVG ausgeschlossen.
Begrindend wurde ausgefuhrt, dass die Entscheidung tUber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung das Ergebnis
einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwdagung sei. Dazu wurde vom AMS festgestellt, dass der
Beschwerdefihrer  seit 12.09.2023 im  Leistungsbezug der Arbeitslosenversicherung stehe, sohin
Langzeitarbeitslosigkeit bestehe und beim Beschwerdefuhrer wiederholt Sanktionen gemal? 8 10 AIVG verhangt
wurden, was die Einbringlichkeit der Forderung bei vorlaufiger Anweisung der Leistung als gefahrdet erscheinen lasse.
Daher wirde die aufschiebende Wirkung aus generalpraventiven Grunden im offentlichen Interesse gelegenen
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Normzweck unterlaufen. Insgesamt diene dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Aus diesen Grinden Uberwiege in
diesem Fall das offentliche Interesse gegenliiber dem mit der Beschwerde verfolgten Einzelinteresse. Die
aufschiebende  Wirkung  sei daher  entsprechend der  Interessensabwagung  auszuschlieBen.Mit
beschwerdegegenstandlichem Bescheid des AMS vom 22.04.2026 wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde
gegen den Bescheid des AMS rémisch 40 vom 13.03.2026 gemal3 Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG ausgeschlossen.
Begrindend wurde ausgefihrt, dass die Entscheidung Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung das Ergebnis
einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung sei. Dazu wurde vom AMS festgestellt, dass der
Beschwerdefiihrer ~ seit  12.09.2023 im  Leistungsbezug der Arbeitslosenversicherung stehe, sohin
Langzeitarbeitslosigkeit bestehe und beim Beschwerdeflhrer wiederholt Sanktionen gemalR Paragraph 10, AIVG
verhangt wurden, was die Einbringlichkeit der Forderung bei vorldufiger Anweisung der Leistung als gefahrdet
erscheinen lasse. Daher wirde die aufschiebende Wirkung aus generalpraventiven Grinden im 6ffentlichen Interesse
gelegenen Normzweck unterlaufen. Insgesamt diene dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Aus diesen Grinden Uberwiege in
diesem Fall das offentliche Interesse gegenliber dem mit der Beschwerde verfolgten Einzelinteresse. Die
aufschiebende Wirkung sei daher entsprechend der Interessensabwagung auszuschlie3en.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer mit Schreiben vom 19.05.2026 fristgerecht Beschwerde. Darin
fUhrte er aus, dass er aufgrund seiner finanziellen Situation auf die Auszahlung der Notstandshilfe angewiesen sei und
ersuche um die Erteilung der aufschiebenden Wirkung seiner Beschwerde gegen den Bescheid vom 13.03.2026.

Die Beschwerdesache wurde unter Anschluss der Akten des Verfahrens am 02.07.2026 dem Bundesverwaltungsgericht
zur Entscheidung vorgelegt. Im Beschwerdevorlageschreiben des AMS wurde ausgefihrt, dass vom Erlass einer
Beschwerdevorentscheidung betreffend der Ausschlussfrist gemall § 10 iVm § 38 AIVG nicht abgesehen werde.Die
Beschwerdesache wurde unter Anschluss der Akten des Verfahrens am 02.07.2026 dem Bundesverwaltungsgericht zur
Entscheidung vorgelegt. Im Beschwerdevorlageschreiben des AMS wurde ausgefihrt, dass vom Erlass einer
Beschwerdevorentscheidung betreffend der Ausschlussfrist gemaR Paragraph 10, in Verbindung mit Paragraph 38,
AIVG nicht abgesehen werde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefihrer hat die Annahme einer Beschaftigung als AuBendienstmitarbeiter bei der Firma XXXX
verweigert.Der Beschwerdefihrer hat die Annahme einer Beschéftigung als AulRendienstmitarbeiter bei der Firma
rémisch 40 verweigert.

Wirtschaftliche, finanzielle oder rechtliche Nachteile liegen nicht vor.
2. BeweiswUrdigung:
Das Nichtzustandekommen der Beschaftigung ergibt sich aus dem Akteninhalt.

Mangels substantiierter Behauptung des Beschwerdeflhrers bezlglich wirtschaftlicher, finanzieller oder rechtlicher
Nachteile konnten diese auch nicht festgestellt werden.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.

GemaR § 9 Abs. 2 Z 1 VWGVG ist belangte Behorde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behorde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin das AMS XXXX .GemaR Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer eins,
VWGVG ist belangte Behdrde in den Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene Behorde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin das AMS rémisch 40 .

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
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Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal} § 56 Abs. 2 AIVG entscheidet tGber Beschwerden gegen Bescheide einer regionalen Geschaftsstelle des AMS das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren. Der Tatbestand, aus
dem sich die Senatszustandigkeit ableitet, stellt nur auf die bescheiderlassende Behdrde und nicht etwa darauf ab,
worlber sie entschieden hat. Die Regelung tragt dem Legalitatsprinzip iSd Art. 18 Abs. 1 iVm Art. 83 Abs. 2 B-VG
Rechnung, wonach der Gesetzgeber insbesondere in Bezug auf die Behdrden- und Gerichtszustandigkeit zu einer
prazisen, strengen Prifungsmalstaben standhaltenden Regelung verpflichtet ist und eine Zustandigkeitsfestlegung
klar und unmissverstandlich sein muss (vgl. das VwWGH Erkenntnis vom 24. Oktober 2016, Ra 2016/02/0159).
Gegenstandlich ist Sache des Verfahrens die Beschwerde gegen den, die aufschiebende Wirkung ausschlieBenden,
Bescheid vom 22.04.2026.Gemal Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer
regionalen Geschaftsstelle des AMS das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige
Laienrichter angehdren. Der Tatbestand, aus dem sich die Senatszustandigkeit ableitet, stellt nur auf die
bescheiderlassende Behérde und nicht etwa darauf ab, worliber sie entschieden hat. Die Regelung tragt dem
Legalitatsprinzip iSd Artikel 18, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 83, Absatz 2, B-VG Rechnung, wonach der
Gesetzgeber insbesondere in Bezug auf die Behdérden- und Gerichtszustandigkeit zu einer prazisen, strengen
Prifungsmalistaben standhaltenden Regelung verpflichtet ist und eine Zustandigkeitsfestlegung klar und
unmissverstandlich sein muss vergleiche das VwGH Erkenntnis vom 24. Oktober 2016, Ra 2016/02/0159).
Gegenstandlich ist Sache des Verfahrens die Beschwerde gegen den, die aufschiebende Wirkung ausschlieBenden,
Bescheid vom 22.04.2026.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG geregelt.
Gemal 8 59 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG geregelt. Gemall Paragraph 59, Absatz 2, VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht

wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemé&R anzuwenden,
die die Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal} Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

GemaR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die Behodrde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach
Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den Uber die Hauptsache
ergehenden Bescheid aufzunehmen.Gemal} Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG kann die Behdrde die aufschiebende
Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach Abwagung der berUhrten 6ffentlichen Interessen und Interessen
anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die AusiUbung der durch den
angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher
Ausspruch ist tunlichst schon in den Uber die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

GemaR & 13 Abs. 4 VWGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid gemal3 Abs. 2 keine aufschiebende Wirkung.
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Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist, hat die Behdrde dem
Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen. [..] Das
Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behdrde,
wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens
zuruickzustellen.GemaR Paragraph 13, Absatz 4, VWGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid gemaR Absatz 2,
keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlickzuweisen ist, hat die
Behorde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.
[...] Das Verwaltungsgericht hat Gber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der
Behorde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens

zuruckzustellen.
Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Die zustandige Behorde hat eine Interessenabwagung durchzufihren und darzulegen, worin die Gefahr im Verzug
besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu § 64 Rz 31). In
der Interessenabwdagung sind die Interessen des Beschwerdefiihrers gegen die berthrten 6ffentlichen Interessen und
allfélliger weitere Parteien abzuwéagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist, welche Interessen
Uberwiegen.Die zustandige Behodrde hat eine Interessenabwagung durchzufihren und darzulegen, worin die Gefahr im
Verzug besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu
Paragraph 64, Rz 31). In der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdeflhrers gegen die berihrten
offentlichen Interessen und allfalliger weitere Parteien abzuwagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist,
welche Interessen Uberwiegen.

Im gegenstandlichen Fall begrindete das AMS den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung damit, dass die
aufschiebende Wirkung aus generalpraventiven Grinden den im offentlichen Interesse gelegenen Normzweck
unterlaufen wdirde. Insgesamt diene dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung. AuBerdem sei der Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung spezialpraventiv, um die Langzeitarbeitslosigkeit des Beschwerdeflhrers zu beenden.

Der Beschwerdefiihrer ist in seiner Beschwerde gegen den Bescheid vom 22.04.2026 betreffend den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung diesem Vorhalt nicht substantiiert entgegengetreten. Den Beschwerdefihrer trifft hinsichtlich
des unverhaltnismaRigen Nachteils eine Konkretisierungspflicht (VwGH 14.2.2014, Ro 2014/02/0053). Dieser
Verpflichtung ist der Beschwerdefihrer mit seinen lediglich vdllig allgemein gehaltenen Beschwerdeausfihrungen,
wonach er sich in einer schwierigen finanziellen Situation befinde, nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts jedoch
nicht nachgekommen.

Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der Unverhaltnismafigkeit erreichen, hangt somit
entscheidend von den im Aufschiebungsantrag vorgebrachten konkreten Angaben ab. Der Aufschiebungsantrag
enthalt diesbezlglich keinerlei Angaben. In der Beschwerde wird nicht einmal ansatzweise dargelegt, worin seine - bei
Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten Nachteile in qualitativer wie quantitativer Hinsicht liegen,
die ihm in einem solchen Ausmal drohen, dass sie die Schwelle der Unverhaltnismafigkeit iSd &8 30 Abs. 2 VWGG
Ubersteigen (VWGH 03.06.2011, AW 2011/10/0016).Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle
der Unverhaltnismaligkeit erreichen, hangt somit entscheidend von den im Aufschiebungsantrag vorgebrachten
konkreten Angaben ab. Der Aufschiebungsantrag enthalt diesbeziglich keinerlei Angaben. In der Beschwerde wird
nicht einmal ansatzweise dargelegt, worin seine - bei Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten
Nachteile in qualitativer wie quantitativer Hinsicht liegen, die ihm in einem solchen Ausmal drohen, dass sie die
Schwelle der Unverhaltnismaligkeit iSd Paragraph 30, Absatz 2, VwGG Ubersteigen (VwGH 03.06.2011, AW
2011/10/0016).

Gemal? standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren,
worin fur ihn der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst
ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhdltnisse des Antragstellers wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fiir
den Antragsteller einen unverhaltnismaR3igen Nachteil mit sich brachte (vgl. zB. VwGH 11.03.1996, AW 96/17/0071;
27.06.1996, AW 96/17/0028, 10.08.2011, AW/2011/17/0028).Gemal’ standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
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hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren, worin flr ihn der unverhdltnismaRige Nachteil gelegen ware.
Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse
des Antragstellers wird das erkennende Verwaltungsgericht Gberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der
Vollzug des angefochtenen Bescheides fur den Antragsteller einen unverhaltnismaf3igen Nachteil mit sich brachte
vergleiche zB. VWGH 11.03.1996, AW 96/17/0071; 27.06.1996, AW 96/17/0028, 10.08.2011, AW/2011/17/0028).

Vorliegend fuhrt der Beschwerdefiihrer nicht naher ziffernmulRig oder durch Belege aus, welche konkreten
wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fir ihn mit der Durchsetzbarkeit des Bescheides verbunden
waren, damit die erforderliche Abwagung gegenlber den - laut VwWGH Erkenntnis vom 11.04.2018, ZI. Ro
2017/08/0033, unstrittig bestehenden - Interessen der Offentlichkeit am Sanktionszweck des Ausschlusses der
aufschiebenden Wirkung in der Arbeitslosenversicherung, vorgenommen hatte werden koénnen. Das
Bundesverwaltungsgericht hat jedoch nur Gber konkrete wirtschaftliche, finanzielle oder rechtliche Nachteile, nicht
aber Uber andere Begrindungen des Beschwerdeflihrers zu erkennen, was jedoch nicht moglich ist, wenn diese nicht
substantiiert werden.

Fister/Fuchs/Sachs in Rz 8 gehen aufgrund des klaren Wortlautes des § 13 Abs. 5 letzter Satz VwGVG ,ohne weiteres
Verfahren” davon aus, dass keine Moglichkeit fir Sachverhaltsfeststellungen seitens des Bundesverwaltungsgerichtes
besteht. Daher ertbrigen sich Erhebungen Uber die durch das AMS vorgelegten Dokumente hinaus.Fister/Fuchs/Sachs
in Rz 8 gehen aufgrund des klaren Wortlautes des Paragraph 13, Absatz 5, letzter Satz VwWGVG ,ohne weiteres
Verfahren” davon aus, dass keine Moglichkeit fir Sachverhaltsfeststellungen seitens des Bundesverwaltungsgerichtes
besteht. Daher ertbrigen sich Erhebungen tber die durch das AMS vorgelegten Dokumente hinaus.

Da das Bundesverwaltungsgericht somit keine Anhaltspunkte fir einen unverhaltnismaRigen Nachteil fir den
Beschwerdefiihrer erkennen kann, war die Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid abzuweisen.

Angemerkt wird, dass mit der gegenstandlichen Entscheidung eine Entscheidung in der Hauptsache nicht

vorweggenommen wird.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Der Senat konnte sich auf die genannten VwGH Entscheidungen stitzen.
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